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BUNDESARBEITSGERICHT

2 AZR 234/07

3 Sa 378/06
Sachsisches
Landesarbeitsgericht

Im Namen des Volkes!

Verkiindet am

5. Juni 2008
Schmidt, Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle
In Sachen

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsklagerin,

Pp.

Klager, Berufungsklager und Revisionsbeklagter,

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der miindlichen
Verhandlung vom 5. Juni 2008 durch den Vorsitzenden Richter am Bundes-
arbeitsgericht Prof. Dr. Rost, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Eylert und
Schmitz-Scholemann sowie die ehrenamtlichen Richter Krichel und Léligen fur

Recht erkannt:
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Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des
Sachsischen Landesarbeitsgerichts vom 26. Februar 2007
- 3 Sa 378/06 - aufgehoben, soweit es auf die Berufung
des Klagers die Unwirksamkeit der aulerordentlichen
Kindigung der Beklagten vom 8. Dezember 2005 fest-
gestellt hat.

Die Berufung des Klagers gegen das Urteil des Arbeits-
gerichts Chemnitz vom 3. April 2006 - 4 Ca 5397/05 - wird
insgesamt zurtickgewiesen.

Der Klager hat auch die Kosten der Berufung und der
Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten im Revisionsverfahren noch iber eine von der Be-
klagten auf verhaltensbedingte Griinde gestitzte aul3erordentliche Kiindigung

(Verdachtskiindigung).

Der Klager trat 1990 in die Dienste der beklagten Stadt. Sein Biiro be-
fand sich in der zweiten Etage des Technischen Rathauses in der A Strale.

Unweit davon liegen zwei Strallenbahn-Haltestellen.

Am 30. September 2005 wandte sich eine Birgerin, die Zeugin K., an
eine Mitarbeiterin der Beklagten und berichtete, sie hatte mehrfach freitags
nach 14:00 Uhr, ua. auch an diesem Tag gegen 14:40 Uhr, beobachtet, wie
sich in einem Fenster der zweiten Etage des Technischen Rathauses eine
Person mannlichen Geschlechts mit einer Perucke (lange schwarze Haare) in

rotem Gewande entbl6Rt und seine Genitalien gezeigt hatte.

Auf entsprechenden Rat der Mitarbeiterin der Beklagten wandte sich
die Zeugin K. an die Kriminalpolizei und erstattete Strafanzeige. Hiervon wurde
der Beklagten am 12. Oktober 2005 Mitteilung gemacht.
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Am Freitag, den 14. Oktober 2005, ermittelte die Kriminalpolizei den
Klager ,auf frischer Tat‘. Hiervon erhielt die Beklagte am 17. Oktober 2005
Kenntnis. Der Klager wurde dazu in einem Personalgesprach am 14. November

2005 gehort, welches mit seiner sofortigen Suspendierung endete.

Am 30. November 2005 informierte die Staatsanwaltschaft Chemnitz
telefonisch den Leiter des Personalamtes der Beklagten, dass gegen den
Klager ein Antrag auf Erlass eines Strafbefehls gestellt worden sei. Sodann
informierte die Beklagte den Personalrat Uber die Absicht einer fristlosen
Kiindigung (Verdachtskiindigung) mit Schreiben vom 2. Dezember 2005. Der
Personalrat stimmte der Kundigungsabsicht am 7. Dezember 2005 zu. Hierauf
kiindigte die Beklagte das Arbeitsverhaltnis mit dem Klager durch Schreiben
vom 8. Dezember 2005 fristlos und etwas spater auch (hilfsweise) ordentlich.

Am 20. Dezember 2005 erlie® das Amtsgericht Chemnitz gegen den
Klager einen Strafbefehl wegen mehrerer exhibitionistischer Handlungen. Auf
den Einspruch des Klagers, beschrankt auf die Rechtsfolgen, verurteilte das
Amtsgericht Chemnitz den Klager mit Urteil vom 6. Februar 2006 zu einer
Gesamtgeldstrafe von 50 Tagessatzen zu je 10,00 Euro. Dieses Urteil wurde

rechtskraftig.

Der Klager hat die Unwirksamkeit der Kiindigungen geltend gemacht.
Er hat bestritten, regelmaRig freitags am Fenster seines Blros exhibitionistische
Handlungen vorgenommen zu haben. Am 14. Oktober 2005 sei er nicht auf
frischer Tat ertappt worden. Er habe sich umgezogen und sei dann ein-
geschlafen. Er habe niemanden beléastigt. Von der Stral3e aus sei das Fenster
seines Dienstzimmers nicht einsehbar. Die ihm zur Last gelegte Pflichtver-
letzung habe mit dem Arbeitsverhaltnis nichts zu tun. Es fehle auch an einer
Abmahnung. Die Ausschlussfrist des § 626 Abs. 2 BGB sei nicht eingehalten.
Ein Zuwarten bis zum Erlass des Strafbefehls sei nicht erforderlich gewesen.

Der Kléager hat beantragt,

1. es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhaltnis der
Parteien durch die auRerordentliche Kindigung der
Beklagten vom 8. Dezember 2005, zugegangen am
9. Dezember 2005, nicht aufgelést worden ist.
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2. Es wird festgestellt, dass das Arbeitsverhaltnis durch
die hilfsweise ausgesprochene ordentliche
Kindigung vom 22. Dezember 2005, zugegangen
am 23. Dezember 2005, nicht aufgelést worden ist.

3. Die Beklagte wird verurteilt, den Klager bis zur
Rechtskraft einer Entscheidung im Kuindigungs-
schutzverfahren als Kontrollganger im Tiefbauamt zu
im Ubrigen unveranderten Bedingungen weiterzu-
beschaftigen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Zur Begriindung hat
sie geltend gemacht, die Kiindigungen seien wirksam. Das Buro des Klagers in
der zweiten Etage mit zwei Fenstern liege in unmittelbarer Nahe der StralRen-
bahnhaltestelle und sei von dort einsehbar. Auf den Fensterbanken héatten sich
viele, teils hohe Pflanzen befunden. Der Klager habe sich wiederholt am
Fenster vor den an der Haltestelle wartenden Passanten entbl63t, und zwar
regelmaRig freitags nach 14:00 Uhr. In der Anhérung vom 14. November 2005
sei der Klager nicht zu glaubwirdigen Aussagen gekommen. Der dringende
Tatverdacht sei entstanden nach der Mitteilung der Staatsanwaltschaft vom
30. November 2005 uber den Antrag auf Erlass eines Strafbefehls. Es handele
sich um den Verdacht schwerwiegender Verfehlungen. Das wahrgenommene
Geschehen werde mit der Behérde assoziiert. Auch sei davon auszugehen,
dass der Klager wegen der Vielzahl der Taten kein Unrechtsbewusstsein habe.
Eine Negativprognose sei anzustellen. Die Ruckfallgefahr bei Taten nach § 183
StGB sei sehr hoch.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht
hat auf die Berufung des Klagers die Unwirksamkeit der auerordentlichen
Kundigung festgestellt und die Berufung im Ubrigen zuriickgewiesen. Mit der
vom Landesarbeitsgericht nur fur die Beklagte zugelassenen Revision begehrt

diese die vollstdndige Wiederherstellung des arbeitsgerichtlichen Urteils.

B JLaw - Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile App)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — fiir Android JLaw — fiir iOS

www.prinz.law

10

11

31, YoNy :SIDMUTE]

s[e purs Sunjuwess[a}I) 1ap oJia

1ZINydsad HYIN I B8 §§ YorU JuRqUaled


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-5- 2 AZR 234/07

Entscheidungsgriinde

Die Revision ist begrindet und fuhrt zur vollstdndigen Abweisung der
Klage.

A Das Landesarbeitsgericht hat die ordentliche Kundigung fur wirksam
gehalten. Jedenfalls im Zeitpunkt der Kiindigung habe der dringende Verdacht
bestanden, der Klager habe sich am Fenster des ihm zugeteilten Biroraums im
Dienstgebaude des Technischen Rathauses, sichtbar fir Passanten und an
einer Haltestelle wartende Personen, unbekleidet zur Schau gestellt und seine
Genitalien gezeigt. Die Einlassungen des Klagers dazu seien untauglich. Auch
wenn hier keine direkte Konfrontation mit einem gegeniuberstehenden Opfer
stattgefunden habe, so sei doch entscheidungserheblich, dass der Klager
Angehdriger des o6ffentlichen Dienstes sei und die Tat von einem 6&ffentlichen
Gebaude ausgegangen sei. Eine schuldausschlieBende Krankheit liege beim
Klager nicht vor. Die Interessenabwagung misse zu seinem Nachteil aus-
gehen. Ausschlaggebend sei, dass das Verhalten wichtige Interessenbereiche
der Beklagten zu beeintrachtigen geeignet gewesen sei, der Klager geringe
Einsichtsfahigkeit zeige und keine glinstige Zukunftsprognose gestellt werden
kénne. Die aulRerordentliche Kundigung sei indes wegen Versdumung der
Kindigungserklarungsfrist des § 626 Abs. 2 BGB unwirksam. Am 17. Oktober
2005 habe die Beklagte erfahren, dass der Klager ,auf frischer Tat ertappt"
worden sei. Damit sei der Beklagten ein wesentliches Ermittlungsergebnis
bekannt gewesen. Sie sei nun in der Lage gewesen, die Entscheidung uber die
Verdachtskiindigung mit den notwendigen Abwégungen zu treffen. Danach sei
nur noch die Anhérung des Klagers erforderlich gewesen. Damit habe die
Beklagte aber ohne triftige Griinde noch vier Wochen gewartet.

B. Dem kann der Senat, soweit das Landesarbeitsgericht angenommen
hat, die Beklagte habe die Kundigungserklarungsfrist versdumt, nicht zu-

stimmen.
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l. Die Kundigung ist nicht nach § 626 Abs. 2 BGB unwirksam. Die Be-
klagte hat vielmehr die Kundigungserklarungsfrist gewahrt. Die Frist begann,
wie schon das Arbeitsgericht zutreffend erkannt hat, mit der Unterrichtung der

Beklagten von der Beantragung des Strafbefehls.

1. Nach § 626 Abs. 2 Satz 1 BGB bzw. des kraft Vereinbarung auf das
Arbeitsverhaltnis Anwendung findenden § 54 Abs. 2 Satz 1 BAT-O kann die
auRerordentliche Kiundigung nur innerhalb von zwei Wochen erfolgen. Diese
Frist beginnt nach § 626 Abs. 2 Satz 2 BGB, § 54 Abs. 2 Satz 2 BAT-O in dem
Zeitpunkt, in dem der Kiindigungsberechtigte von den fir die Kiindigung mafR-
gebenden Tatsachen Kenntnis erlangt (Senat 17. Mérz 2005 - 2 AZR 245/04 -
AP BGB § 626 Ausschlussfrist Nr. 46 = EzA BGB 2002 § 626 Nr. 9).

a) § 626 Abs. 2 BGB ist ein gesetzlich bzw. tariflich (§ 54 Abs. 2 BAT-0)
konkretisierter Verwirkungstatbestand (Senat 6. Juni 1972 -2 AZR 386/71 -
BAGE 24, 341; 18. November 1999 - 2 AZR 852/98 - BAGE 93, 12). Nach all-
gemeinen Grundséatzen ist ein Anspruch oder Recht verwirkt, wenn der Be-
rechtigte langere Zeit untatig geblieben ist und dadurch den Eindruck erweckt
hat, er wolle das Recht nicht mehr geltend machen, sein Vertragspartner sich
auf den dadurch geschaffenen Vertrauenstatbestand eingestellt hat und es ihm
deshalb nicht mehr zugemutet werden kann, sich auf das verspatete Begehren
des Berechtigten zu berufen. Sinn der Kiindigungserklarungsfrist ist es, fir den
betroffenen Arbeitnehmer rasch Klarheit dariiber zu schaffen, ob sein Arbeit-
geber einen Sachverhalt zum Anlass fir eine auBerordentliche Kindigung

nimmt.

b) Die Ausschlussfrist des § 626 Abs. 2 BGB bzw. des § 54 Abs. 2 BAT-O
beginnt, wenn der Kindigungsberechtigte eine zuverlassige und mdglichst
vollstandige positive Kenntnis der fiir die Kiindigung mafigebenden Tatsachen
hat, die ihm die Entscheidung ermdglichen, ob die Fortsetzung des Arbeits-
verhaltnisses zumutbar ist oder nicht (Senat 28. Oktober 1971 - 2 AZR 32/71 -
BAGE 23, 475, 6. Juni 1972 - 2 AZR 386/71 - BAGE 24, 341; zuletzt: 5. Dezem-
ber 2002 - 2 AZR 478/01 - AP BGB § 123 Nr. 63 = EzA BGB 2002 § 123 Nr. 1).
Auch grob fahrlassige Unkenntnis ist insoweit ohne Bedeutung (Senat
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28. Oktober 1971 - 2 AZR 32/71 - aaO; 29. Juli 1993 - 2 AZR 90/93 - AP BGB
§ 626 Ausschlussfrist Nr.31 = EzA BGB § 626 Ausschlussfrist Nr. 4;
15. November 1995 - 2 AZR 974/94 - AP BetrVG 1972 § 102 Nr. 73 = EzA
BetrVG 1972 § 102 Nr. 89; 31. Marz 1993 -2 AZR 492/92 - BAGE 73, 42;
17. Mérz 2005 - 2 AZR 245/04 - AP BGB § 626 Ausschlussfrist Nr. 46 = EzA
BGB 2002 § 626 Nr. 9; KR-Fischermeier 8. Aufl. § 626 BGB Rn. 319 mwN). Zu
den malfigeblichen Tatsachen gehdéren sowohl die fur als auch die gegen die
Kindigung sprechenden Umstdnde. Ohne die umfassende Kenntnis des
Kundigungsberechtigten vom Kiindigungssachverhalt kann sein Kindigungs-
recht nicht verwirken (Senat 5. Dezember 2002 - 2 AZR 478/01 - aaQ). Ein
Kundigungsberechtigter darf den Aus- bzw. Fortgang eines Strafermittlungs-
bzw. eines Strafverfahrens abwarten (BAG 12. Mai 1955 -2 AZR 77/53 -
BAGE 2, 1; 11. Mérz 1976 - 2 AZR 29/75 - AP BGB § 626 Ausschlussfrist Nr. 9
= EzA BGB § 626 nF Nr. 46; 12. Dezember 1984 - 7 AZR 575/83 - BAGE 47,
307; 29. Juli 1993 -2 AZR 90/93 - aaO) und seinen Kindigungsentschluss

davon abhangig machen.

2. Ist die Frist bereits angelaufen, so kann sie gleichwohl gehemmt
werden. Wahrend den Arbeitgeber vor Fristbeginn grundsatzlich keine
Obliegenheiten zur Aufklarung treffen, muss er nach Kenntnis vom
Kundigungssachverhalt mit der gebotenen Eile vorgehen: Er wei} nunmehr,
dass - aus seiner Sicht - ein Kiindigungsgrund vorliegt und dass er kindigen
kann. Innerhalb der Frist muss er entscheiden, ob er kiindigen will und die
Kindigung gegenuber dem Arbeitnehmer erklaren. Ab Kenntnis vom
Kindigungsgrund ist der Arbeitgeber ,Herr der Lage“. Deshalb ist es an-
gemessen, dass die Frist nunmehr nur dann gehemmt ist, wenn der Arbeitgeber

ohne Fahrlassigkeit an ihrer Einhaltung gehindert ist.

3. Geht es um ein strafbares Verhalten des Arbeithnehmers, kann sich der
Kundigungsberechtigte am Fortgang des Strafverfahrens orientieren. Dann
kann er jedoch nicht zu einem beliebigen willkurlich gewahlten Zeitpunkt auller-
ordentlich kiindigen (Senat 29. Juli 1993 - 2 AZR 90/93 - AP BGB § 626 Aus-
schlussfrist Nr. 31 = EzA BGB § 626 Ausschlussfrist Nr. 4; 14. Februar 1996
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-2AZR 274/95 - AP BGB § 626 Verdacht strafbarer Handlung Nr. 26 = EzA
BGB § 626 nF Nr. 160). Fur den gewahlten Zeitpunkt bedarf es eines sach-
lichen Grundes. Wenn etwa der Kiindigungsberechtigte neue Tatsachen er-
fahren oder neue Beweismittel erlangt hat und nunmehr einen - neuen - aus-
reichenden Erkenntnisstand fir eine Kindigung zu haben glaubt (Senat
17. Mérz 2005 - 2 AZR 245/04 - AP BGB § 626 Ausschlussfrist Nr. 46 = EzA
BGB 2002 § 626 Nr. 9), kann er dies zum Anlass der Kiindigung nehmen.

4. Diesen auch fur die Verdachtskiindigung geltenden Grundséatzen wird
die Wirdigung des Landesarbeitsgerichts nicht durchweg gerecht.

a) Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Arbeitgeber habe der
Sache nach nur zwei Méglichkeiten, dem sich in der Zeit entwickelnden Zu-
wachs von Erkenntnissen in Fallen der vorliegenden Art durch eine auler-
ordentliche Kindigung zu begegnen. Dabei setzt das Landesarbeitsgericht
offenbar voraus, es gebe stets zwei objektiv genau bestimmbare, gewisser-
malen auf einer Zeitachse abbildbare Zeitpunkte, zu denen die Frist des § 626
Abs. 2 BGB zu laufen beginne, und zwar einen Zeitpunkt fir die Verdachts-
kiindigung und einen weiteren fur die Tatkindigung. Werde, so nimmt das
Landesarbeitsgericht an, der erste Zeitpunkt versdumt, so kdnne allein noch

eine Tatkundigung nach Abschluss des Ermittlungsverfahrens erfolgen.

b) Eine derart eingeengte Sicht wird den tatsachlichen Gegebenheiten
jedoch nicht gerecht. Sie ist auch bisher vom Senat nicht vertreten worden.

aa) Die Verdachtskindigung ist dadurch gekennzeichnet, dass der eigent-
liche verdachtauslésende Anlass der Kindigung, also das wahre Geschehen,
fur den Kindigenden im Dunkeln liegt und oft vom Vertragspartner bewusst
verborgen wird. Die Aufhellung des anfanglich vagen Verdachts bis zur end-
glltigen Klarheit geschieht aber nicht notwendig als standig voranschreitender
Erkenntnis- und Gewissheitszuwachs, sondern oftmals diskontinuierlich, von
Ermittlungsstillstdnden, Ruckschlagen, Irrtimern Gber Einzeltatsachen, Fehl-
deutungen einzelner Teilerkenntnisse und ahnlichen Misslichkeiten verzdgert,
bis, im gunstigen Falle, schlieBlich ,alles zusammenpasst‘ und vollstandige
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Aufklarung erreicht ist (die Ereignisse sind ,im Fluss®, vgl. Hahn Die Verdachts-
kindigung unter Beriicksichtigung einer gesetzlichen Regelung S. 69 ff.; KR-
Fischermeier 8. Aufl. § 626 BGB Rn. 320). Dementsprechend kann es im Laufe
des Aufklarungszeitraums nicht nur einen, sondern mehrere Zeitpunkte geben,
in denen der Verdacht ,dringend“ genug ist, um eine Verdachtskiindigung
darauf zu stutzen (vgl. HaKo-Gieseler 3. Aufl. § 626 BGB Rn. 106). Deshalb hat
der Senat dem Kiindigungsberechtigten einen gewissen Beurteilungsspielraum
zugestanden. Auch in dem der Entscheidung vom 17. Marz 2005 (- 2 AZR
245/04 - AP BGB § 626 Ausschlussfrist Nr. 46 = EzA BGB 2002 § 626 Nr. 9)
zugrunde liegenden Fall hatte der Arbeitgeber objektiv zu einem friheren
Zeitpunkt kiindigen kénnen. Er hatte aber nach Auffassung des Senats einen
sachlichen Grund zuzuwarten und handelte daher nicht willkirlich. Es kommt
also nicht auf als absolut gedachte Zeitpunkte an, sondern darauf, ob der
Kundigungsberechtigte ohne sachlichen Grund untatig blieb und der Ge-
kiindigte aus der Untatigkeit schlieBen konnte, der Kindigungsberechtigte
werde von seinem Recht keinen Gebrauch machen (vgl. Senat 17. Marz 2005
-2 AZR 245/04 - aaO; 18. November 1999 - 2 AZR 852/98 - BAGE 93, 12; vgl.
APS/Dérner 3. Aufl. § 626 BGB Rn. 365).

bb) Der Senat hat in seiner Entscheidung vom 17. Marz 2005 (- 2 AZR
245/04 - aaO) darauf hingewiesen, dass der Arbeitgeber den Aus- oder Fort-
gang des Strafverfahrens abwarten und zu einem nicht willkiirlich gewahlten
spateren Zeitpunkt kindigen kann (zur AnschlieBung des Kindigungsent-
schlusses an das Strafverfahren: Hahn aaO; Finken Die Ausschlussfrist § 626
Abs. 2 BGB fir die Erkldrung der auBerordentlichen Kiindigung S. 67 ff.;
Bader/Bram/Dérner/Kriebel-Bader KSchG Stand April 2008 § 626 BGB Rn. 77).
Die Moglichkeit, nach Kenntnis neuer Tatsachen oder Beweismittel vor Ab-
schluss des Ermittlungsverfahrens eine Tatkiindigung auszusprechen, ist vom
Senat dabei nur als Beispiel fur ein nicht willkirliches, sondern sachlich be-
grindetes Vorgehen benannt worden. Der Senat hat nicht ausgeschlossen,
dass der Arbeitgeber sich auch fur die Frage, ob er eine Verdachtskiindigung
ausspricht, am Fortgang des Ermittlungsverfahrens orientiert (vgl. Ebeling Die
Kiindigung wegen Verdachts S. 196 ff.). Bei einer Verdachtskiindigung kann

B JLaw - Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile A|; )

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

JLaw — fiir Android JLaw — flr i0OS

Available on the -
D App Store

www.prinz.law

25

10 -

DYIN Y BLY §§ YoRU URqUIR(

I, Yony SIomMUIy

S[e purs ﬁllﬂ]lllll[lm\'”@].[‘l I9p 913

1ZInyosag


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-10 - 2 AZR 234/07

jedem Ereignis eine die Vertragsstérung intensivierende Wirkung zukommen,
dass die Gewissheit, der Vertragspartner kénne die Pflichtverletzung begangen
haben, erhéht (vgl. HaKo-Gieseler § 626 BGB Rn. 106; Stahlhacke/Preis/
Vossen-Preis Kiindigung und Kiindigungsschutz im Arbeitsverhéltnis 9. Aufl.
Rn. 763). Eine solche den Verdacht intensivierende Wirkung kann auch die
Erhebung der offentlichen Klage haben (AnwK-ArbR/Bréhl Bd. 1 § 626 BGB
Rn. 102; HaKo-Gieseler § 626 BGB Rn. 106; Stahlhacke/Preis/VVossen/Preis
Rn. 763).

cc) Hinzu kommt, dass das Gesetz in § 14 EGGVG iVm. Nr. 16 MiStra fir
den offentlichen Dienst eine Verpflichtung der zusténdigen Strafverfolgungs-
organe zur Unterrichtung des Arbeitgebers Uber den Fortgang von Strafver-
fahren wegen dienstbezogener Vergehen vorsieht, und zwar zu dem Zweck, die
Entscheidung auch Uber den Ausspruch von Kindigungen zu beférdern. Die
Unterrichtung des Arbeitgebers von der Erhebung der éffentlichen Klage
(MiStra Nr. 16 Abs. 1 Nr. 2) ist ausdriicklich vorgesehen. Da nach § 407 Abs. 1
Satz 4 StPO die Beantragung eines Strafbefehls zugleich die Erhebung der
offentlichen Klage bedeutet, gilt dies auch fiir die Beantragung des Strafbefehls.
Diese Rechtslage schliel3t es aus, dem offentlichen Arbeitgeber zu verwehren,
sich auch fur die Prifung der Frage, ob und wann er eine Verdachtskiindigung
ausspricht, auf den Fortgang des Ermittlungsverfahrens zu stitzen. Es ist keine
unsachliche Erwagung, wenn der Arbeitgeber - wie hier die Beklagte - fir sich
entscheidet, erst eine solche Verdachtsdichte zum Anlass flir eine Kiindigung
als ausreichend anzusehen, die auch zur Beantragung eines Strafbefehls
ausreicht. Dem Arbeitnehmer entsteht dadurch kein Nachteil. Der Arbeitgeber
seinerseits entgeht mit dieser, an die rechtsstaatlichen Garantien des Strafver-
fahrensrechts anknipfenden Verfahrensweise dem Vorwurf einer gewisser-
mafen privatjustiziellen arbeitsrechtlichen Vorverurteilung. Trifft der Vorwurf
letztlich zu, so hat der Arbeithehmer immerhin den Vorteil, dass sein Arbeits-
verhaltnis langer Bestand hatte, als es nach objektiver Tatlage gerechtfertigt
gewesen ware. Dass die Beklagte sich hier an diesen rechtsstaatlich einwand-
freien Malstaben orientiert hat, zeigt ihre Erklarung in der Anhérung des

Klagers vom 14. November 2005, die an diesem Tage vorgenommene
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Suspendierung bedeute ,keine Vorverurteilung®. Die Kiindigungserklarungsfrist
ist damit gewahrt.

dd) Dem kann auch nicht entgegengehalten werden, dass die Erhebung der
offentlichen Klage keinen dringenden Tatverdacht voraussetzt. Das ist zwar an
sich richtig. In diesem Sinne hat der Senat auch ausgefihrt, dass die Erhebung
der offentlichen Klage fur sich genommen nicht den dringenden Verdacht im
kiindigungsrechtlichen Sinne begrinden kann (29. November 2007 -2 AZR
724/06 - EzA BGB 2002 § 626 Verdacht strafbarer Handlung Nr. 5). Das andert
aber nichts daran, dass die Erhebung der offentlichen Klage einen Einschnitt
bedeutet, der die anderweitig schon genahrte Uberzeugung des Arbeitgebers
deutlich verstarkt. Wahrend die Einleitung des Ermittlungsverfahrens lediglich
einen Anfangsverdacht erfordert, ist die Erhebung der 6ffentlichen Klage an das
Bestehen eines ,hinreichenden” Verdachts gebunden. Der Verdacht erhalt also
eine entscheidend andere Qualitat, weshalb es gerechtfertigt ist, die Erhebung
der offentlichen Klage als einen Umstand anzusehen, bei dessen Eintritt der
Arbeitgeber einen sachlichen Grund hat, nunmehr das Kiindigungsverfahren
einzuleiten (ebenso: AnwK-ArbR/Bréhl Bd. 1 § 626 BGB Rn. 102; HaKo-
Gieseler § 626 BGB Rn. 106; Stahlhacke/Preis/\Vossen/Preis Rn. 763).

ee) Der Klager hat selbst nicht geltend gemacht, er habe aus dem Zu-
warten der Beklagten geschlossen, sie werde die Kindigungsvorwirfe nicht
zum Anlass einer aufierordentlichen Kiindigung nehmen. Die Suspendierung
des Klagers am 14. November 2005 zeigt im Ubrigen das Gegenteil. Aus der
Versicherung der Beklagten, in der Suspendierung liege keine Vorverurteilung
konnte der Klager entnehmen, dass die Beklagte um ein rechtsstaatlich ein-
wandfreies, deshalb aber doch keineswegs in der Sache permissives Verfahren

bemiht war.

Il. Far die Kiindigung bestand ein wichtiger Grund iSd. § 626 Abs. 1 BGB.
Das kann der Senat selbst entscheiden, da alle tatséchlichen Feststellungen
getroffen sind und die Sache entscheidungsreif ist (§ 563 Abs. 3 ZPO). Das

Landesarbeitsgericht hat im Rahmen seiner Prifung der ordentlichen
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Kundigung in jeder Hinsicht zutreffende Erwadgungen angestellt, die auch fur die
aullerordentliche Kiindigung nicht anders ausfallen kénnen.

1. Dass der dringende Verdacht besteht, der Klager habe die ihm im
rechtskraftigen Strafurteil vorgeworfenen strafbaren Handlungen begangen, hat

das Landesarbeitsgericht festgestellt.

2. Die vorsatzliche Begehung von Straftaten, hier nach § 183 StGB,
wahrend der Dienstzeit unter Nutzung der Dienstraume ist, wie schon das
Arbeitsgericht angenommen hat, als wichtiger Grund zur aullerordentlichen
Kindigung an sich geeignet. Dass, wie ebenfalls schon vom Arbeitsgericht
zutreffend erkannt wurde, das Beendigungsinteresse der Beklagten das Be-
standsinteresse des Klagers trotz der mehrjahrigen Beschéaftigung Uberwog, ist
ebenfalls unabweisbar. Die Beklagte muss berechtigten Erwartungen ihrer
Birger, sie sorge firr die Einhaltung der Gesetze in der Offentlichkeit und ,kehre
dabei auch vor der eigenen Tur“, Rechnung tragen dirfen. Schuldaus-
schlieBende Umstande hat das Landesarbeitsgericht nicht festgestellt.

Il Andere Unwirksamkeitsgriinde sind nicht ersichtlich.

Rost Eylert Schmitz-Scholemann

Krichel F. Loéligen

B JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile App)

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flr Android JLaw —flir iOS

www.prinz.law

30

31

32

1ZINYPsa8 HUIN I BLY §§ YORU YUBQUI)R(] S[e PUIS SUN[WIWILSS[12)1() J9P 319 ], YINY SIDMUTE]


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



